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3. rund problerne 

Von dem Aufschwung in Deutschland in den Jahren 2006 und 2007 
profitierten auch die nezien Bundesländer. Es  gab Fortschritte bei der 
Herausbildiing einiger innouatiuer Zentren, der Steigerung des Ex- 
ports lind der Reduzierung der Haushaltsdefizite. Die grtmdlegenden 
strukturellen Schwächen der ostdeutschen Wirtschaft bestehen jedoch 
fort. Sie uerzrrsachen die bekannten ~ettbewerhsnachteile,  die einen 
Atlfhoipmxess behindern. Sie reichen twn einer uiel zu geringen Un- 
ternehmensdichte und der Dominanz der Klein- und Kleinstbetriehe in 
der Unternehmenslandscha ft über ~ i~enka~ i tu l sch tuäche ,  geririge For- 
schmgsintensitiit und einen unterproportionalen Aizteil uon Arbeiten 
mit hoher Wertschöpfungsintensität bis hin zur doppelt so hohen Ar- 
beitslosigkeit. Diese Pro bleme werden durch keine , , ~ a r k t a u t ~ j m ~ t i k  '' 

gelöst. U m  hier etwas zu ändern, ist eine andere Wirtschaftsp~lit ik 
gegenüber und in Ostdeutschland notwendig, die gleichzeitig auch als 
Chance für die gesamte Bundesrepublik erkannt werden mziss. 

3 .I nterschiede in der irtschaftsentwicklun 
chen der gesamten Bun 

isch schwächere 

Die Analyse der aktuellen ökonomischen Entwicklung in Ostdeutsch- 
land uiid die Ausarbeituiig wirtschaftspolitischer Vorschläge iin Me- 
inorandum 2008 gehen von zwei Prämissen aus: 

Erstens: Die ostdeutsche Wirtschaft ist Teil der gesamtdeutschen 
Volkswirtschaft und in die Okonomie der Europäischen Union inte- 
griert. Ihre Entwicklung wird grundsätzlich von denselben Faktoren, 
Zusarnmenhärigen und Tendenzeri bestimmt wie die der gesamten 
Rundesrepublik und weitgehend auch der EU. Daraus folgt, dass die 
gc n e i-e 1 1 e n R a 11 in e n b e di n g u ng e n der Wirt sc h a f t sen t w i c k 1 u ng u n d die 
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Schl ussfolgcruiigen alternativer Wirtschaftspolitik auch für Ostdeutsch- 
land gültig sind. Die ostdeutsche Wirtschaft weist jedoch relevante 
strukturelle Defizite und einige spezifische Bedingungen auf, die es in 
e i n em a1 te rna t i vcn w i 1- tsc h a f t sp o 1 i t i sclien Konzept zu r Ver r i n ge r u ng 
der ökonomischen Rückstände und zur Herstellung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse zu berücksichtigen gilt. 

Zweitem-: Die Lage in Ostdeutschland wird nach wie vor wesentlich 
davon bestimmt, dass seine Angleicliiing an das westdeutsche öko- 
nomische Entwicklungsniveau bis heute misslungen ist und auch die 
l-lerstellung gleichwertiger Lxbensverhältnissc - ungeachtet der Fort- 
schritte auf einzelnen Gebieten - insgesamt unzureichend und damit 
unbefriedigend verläuft: 

Der gesarntwirtcchaftliche Aiigleichungsprozess stagniert iiii We- 
sentlichen seit mehr als zehn Jahren auf einem unzureichenden 
Niveau (vgl. Tabelle 3). Trotz umfangreicher Investitionen in der 
o s t d e U t sc he n Wirtschaft w ei s t d ie s e auf e 11 t sc he i d eil den Ge bieten 
tiefe strukturelle Defizite auf, die zu relevanten Wettbewerbsnach- 
teilen führen. 
Die wirtschaftliche Entwicklung und das Lebensniveau der Men- 
schen sind in hohem Maß und langfristig von West-Ost-Finanz- 
transfers abhängig. Gleichzeitig lastet auf den ostdeutschen Landes- 
haushalten, auf3er in Sachsen, eine hohe fiskalische Verschuldung. 
Die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse in Ostdeutsch- 
land liegt ebenso wie der Ubergang zu einer selbst tragenden wirt- 
schaftlichen Entwicklung bei einer Fortsetzung der bisherigen Wirt- 
schaftspoliti k in weiter, unbestimmter Ferne. 

0 

Die Ost- West-Unterschiede in der Bundesrepublilc sind bis heute u7eit 
c qröi3er und einschneidender als die regionale Diffcrenziertheit in einer 
organisch gewachsenen Volkswirtschaft. 

Der Verlauf des Konjuiikturzyklus’ in Ostdeutschland, iiishesondere 
die Abweichungen gegenüber der CesamtentwickIung in ~eutschlarid,  
wird von einigen widersprüchlichen, teilweise in entgegen gesetzte Rich- 
tung wirkenden Faktoren beeinflusst. In Perioden des Aufschwungs 

28 



OSTDEUTSCH LAN D: G RU N DPROBLEM E BLEI BEN U NG ELÖST 

können die relativ günstigeren Absatzbedingungen eher durch die Aus- 
scliöpfung der Reserven des ostdeutschen Produktionspotenzials für hö- 
here I’rod~iktic-)nsz~iwächse genutzt werden. Die Kapazitätsauslast~iiig 
itn Verarbeitenden Gewerbe lag in den Jahren 2004 und 200.5 um 2,4 
bzw. 1,3 Prozentpunkte unter dem Niveau des früheren Bundesgebiets. 
2007 betrug diese Differenz nur noch 0,9 Prozentpunkte (Tabelle AS). 
Der lnlandsurnsatz der ostdeutschen Industrie wuchs 2006 gegenü her 
dem Vorjahr in den neuen Bundesländern um 4,4 Prozent, in den alten 
sogar u m  10,8 Prozent. Der hohe Exportzuwachs Deutschlands von 
13,5 Prozent wurde von den neueri Bundesländern mit 21 Prozent 
- darunter Exporte in die neuen ElJ-Mitgliedsstaaten (ohne Malta und 
Zypern) mit einem Zuwachs von 37 Prozent - noch beträchtlich über- 
troffen (Arbeitskreis Konjunktur Ostdeutschland 2007, S. 233, 238; 
~ l W / i f o / I ~ / I W H / ~ W l ,  Frühjahr 2007, S. 37,  71). 

In den Jahren 2004 bis 2007 lagen die Wachstumsraten des Ver- 
arbeitenden Gewerbes der neuen Bundesländer itn Jahresdurchschnitt 
bei rund 8 Prozent. Die Exporte der ostdeutschen Industrie sind in den 
letzten drei Jahren um 80 Prozent gestiegen, darunter die nach Osteur- 
Opa und Russland mit einem Zuwachs um 120 Prozent (westdeutsche 
Unternehmen um 48 Prozent). Durch diese relativ rasche Entwicltlmg 
des Verarbeitenden Gewerbes ~ i n d  der ostdeutschen Exporte haben 
sich die IJnterschiede in den Strukturanteilen gegenüber Westdeutsch- 
land im Vergleich zu 1 9 9 1 verringert - der Anteil des Verarbeiteiideri 
Gewerbes an der Bruttowertschöpfung stieg 2006 in den neuen Bun- 
desländern auf 19 Prozent (alte Bundesländer 25 Prozent). Die Export- 
quote im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe erhiihte sich 2006 
in Ostdeutschland (ohne Berlin) auf 29,3 Prozent (Westdeutschlaiid: 
43,s Prozent). Damit verringerte sich der Ost-West-Abstand in der 
Exportqiiote von fast zwei Dritteln 199.5 auf ca. ein Drittel 2006. In 
den neueii Bundesländern lag diese Exportquote zwischen 23  Prozent 
(Brandenburg) und 34 Prozent (Sachsen). Bei diesen Ergebnissen muss 
beachtet werden, dass sich die Verringerung von liiücltständen irn Aiiteil 
des Verarbeitenden Gewerbes und der Exportquote auf das niedrige 
Niveau dieser Indikatoren nach 1990 beziehen, nachdem der Absturz 
gerade in der Industrie und irn Export gegenüber 1989, dem letzten Jahr 
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des Bestehens der DDR, besonders einschneidend war - die Tndustrie- 
Produktion ging auf etwa ein Drittel zurück, der Export auf 30 Prozent. 
Ungeachtet der Verringerung von Iliückstäiiden auf einigen Gebieten 
und konjunktureller Spezifika gilt jedoch: Die strukturellen Schwächen 
der ostdeutschen Wirtschaft werden ihren bestimnienden Einfluss auf 
die langfristige Dynamik der gesamtwirtscha ftiichen Leistung behalten, 
wenn und so lange sie nicht durch eine andere Wirtschafts-, Struktur 
11 n d Beschäftigungspol i tik spürbar zurückgedrängt werden. 

Im Ikriclit der Bundesregierung zum Stand der Deu tsclien Einheit 
2007 wird dies ignoriert. Das zeigt sich u.a. an Aussagen des Berichts, 
die der Realität widersprechen: „Die neuen Bundesländer befinden 
sich auf einem guten wirtschaftlichen Entwicklungspfad. ... Der Auf- 
holyrozess gewinnt im 2. Jahrzehnt der deutschen Einheit wieder an 
Fahrt. ... Ostdeutscliland hat sich zum Land der Chancen entwickelt. 
... Getragen wird dieser erfreuliche Verlauf unter anderem von einer 
starken Expansion der Investitionstätigkcit der Unternehmen in Ost- 
deutschlaiid. " (Bundesministeriiirn fiir Verkehr, Bau und Stadtentwick- 
lung 2007, S. 1 ) 

egenwärtiger nd im Ost-West- 

cr Ost-Wcst-Angleichungsprozess ist insbesondere dadurch charak- 
terisiert, dass die Folgen des tiefen wirtschaftlichen Einbruchs 1990/9 3 
- vor allem im Verarbeitenden Gewerbe, in der Forschung und Ent- 
wicklung, im Osteuroyaexport sowie in der Beschäftigung - auch 
in1 18. Jahr nach der Einheit noch nicht überwunden sind. Mitte der 
199 Oer Jahre erlahmte der AngleicliungsE7rozess in der Buiidesrepu- 
biik; in vielen Bereichen ist er weitgehend zum Stillstand gekommen. 
Bei wichtigen makroökonomischen Indikatoren verharrt er seitdem 
auf einem Niveau, das um etwa 30 Prozent unter dem Westdeutsch- 
lands liegt. Uber das Ausmat3 und die Ursachen dieser Entwicklung 
wurde in den zuriickliegenden Memoranden der Arheitsgmppe Alter- 
native Wirtschaftspolitik regelniäi3ig informiert. 
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In den beiden letzten Jahren des vermeintlich starken wirtschaft- 
lichen Aufschwungs in den neuen Ländern wurde in dieser Hinsicht 
keine Trendwende erzielt. Entgegen den Voraussagen lag das Waclistiim 

ruttoiniandsprodukts 2007 i n  Ostdeutschland mit 2,4 Prozent 
wieder etwas unter dem Westdeutschlands ( 2 3  Prozent). 

Die wirtschaftziche Leistungsfühigkeit Ostdeutschlands, gemessen 
arn Rruttoinlandsprodukt je Einwohnerin und Einwohner, hat sich seit 
Mitte der 1390er Jahre nur geringfügig an die Westdeutschlands ange- 

Tab. 3: Wirtschaftsindikatoren Ostdeutschlands in Relation zu West- 
deutschland in Prozent (Ostdeutschland ohne Berlin im Vergleich zu 
Westdeutschland ohne Berlin = 100) 

1 62,4 1 67,3 
ru ttoi n la nd s p rod u kt  je Ei n wo h neri n 

und Einwohner 

Investitionen in Ausrüstungen und 
sonstige Anlagen je Einwohnerin 

Ka pita lstoc k je Ein wo h neri n 
und Einwohner 

I 51,6 i 69,6* 

I I 

Ka pi ta  I i nten sitä t (Ka pi t a  I stoc k 
je Erwerbstätigen) 

56,5 

Arbeitsproduktivität (Bruttoinlands- 

I 75,4 1 77,2 
Arbeitnehmerentgelt j e  Arbeitnehmerin 
und Arbeitnehmer 

* 2005 
Quelle: Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länd 
eigene Berechnungen 
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nähert, durchschnittlich um einen halben Prozentpunkt pro Jahr. Das ist 
jedoch nicht ein Beleg für eine höhere wirtschaftliche Dynamik, sondern 
diese Entwicklung ist auch zu einem nicht unbeträchtlichen Teil auf den 
ßevölkerungsrückgang in Ostdeutschland zurückzuführen. Gegenüber 
dem Jahr 1996 wuchs das ostdeutsche Bruttoinlandsprodukt bis 2007 
auf 11 8 Prozent, das westdeutsche jedoch etwas stärker, nämlich auf 
20 Prozent. Niedrigere Geburtenziffern und die fortgesetzte Abwan- 

derung nach Westdeutschland führten zu einer so genannten ,,passiven 
Sanierung". Von 1989 bis 2006 zogen rund 3 Millionen Menschen aus 
den neueil Bundesländern weg; unter Berücksichtigung der Zuzüge von 
ca. 1,5 Millionen Menschen ergibt sich ein BevölkerungsrückgaiIg von 
rund 1 3  Millionen. Am Abwanderiingsdefizit sind überproportional 
junge, gut ausgebildete Menschen beteiligt, insbesondere junge Frauen. 
Rund 45 Prozent der Abwanderinnen und Abwaiiderer gehören zur 
Revöllteriingsgruppe der 18- bis 30-Jährigen. 

Von 2000 bis 2006 hat sich der Ost-West-Produktivitätsrückstand 
wenig verringert, in der gesamten Wirtschaft von 24,3 Prozent auf 2 1,4 
Prozent. Die Differenz im Arbeitnehmerentgelt blieb jedoch nahezu un-  
verändert. Im Verarbeitenden Gewerbe wurde der Ost-West-Rückstand 
in der Produktivität sogar von 27,7 Prozent auf 19 Prozent reduziert, 
wä hiend er beim Arbeitnehmerentgelt wieder um einen Prozentpunkt 
zunahm - von 26,5 Prozent auf 27,s Prozent (neue Länder mit Berlin, 
alte Länder ohne Berlin = 100 j (Bundesininisteriunl für Wirtschaft 
und Technologie 2007, S. 8).  Dadurch sank das relative Niveau der 
Lohnstückkosten in den neuen Ländern (ohne Berlin, Westdeutschland 
= 100 j 2006 in den Unternehmen insgesamt (ohne private Dienstleister) 
auf 92 Prozent u n d  im Verarbeitenden Gewerbe auf 86 Prozent. Die 
Lohnstückkosten in Ostdeutschland wurden somit noch weit stärker 
als in Westdeutschland gesenkt. Die Rückstände Ostdeutschlands ini 
Niveau der Arbeitseinkommen haben sich seit Mitte der 1990er Jahre 
k a uni verändert . 

Die Investitionen in neue Anlagen sind in den Wirtschaftsbereichen 
insgesamt von 100,9 Milliarden Euro 1996 auf 55,3 Milliarden F ~ r o  
itn J a h r  2005 zurückgegangen, darunter im produzierenden Gewer- 
be von 19,3 Milliarden Euro auf 11,9 Milliarden Euro (Angaben in 
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jeweiligen Preisen). Die zu geringen Investitionen in1 produzierenden 
Bereich bleiben ein gravierendes Problem in den neuen Bundesländern. 
Sie reichen nicht aus, um Innovationen in der erforderlichen Breite 
einzuführen und einen echten Aufholprozess einzuleiten. 

Aui3erdem ist die Investitioiistätigkeit der Länder lind Kornmuneii 
- die für die Aufträge an das lokale Baugewerbe von besonderer Bedeu- 
tung sind und über die Möglichkeiten infrastruktureller Erhaltungs- 
und ErneuerungsniaiSriahmen entscheiden - besonders gering. In den 
ostdeutschen Bundesländern (ohne Berlin) betrugen die öffentlichen 
Investitionen 2000 13,6 Milliarden Euro, 2005 jedoch nur noch 10,4 
Milliarden Euro. Nach bisher vorliegenden Ergebnissen der Finanz- 
Planung einiger Länder bis 201 1 wird sich dieser Rückgang, in den 
nächstcn Jahren fortsetzen, wenn auch in einem geringeren Ausniat3. 
iii den Gemeinden war der Rückgang noch starker: von 5,6 Milliar- 
den Euro im Jahr 2000 auf 3,9 Milliarden Euro 2005 (Antwort der 
Bundesregierung 2007, S. 20 f , ) ,  Die Problematik besteht dabei nicht 
dariri, dass zu wenig iiffentliche Investitionen fiir den Neubau oder 
die Erweiterung von Kapazitäten zur Verfügung stehen, sondern dass 
beträchtliche Defizite für die Finanzierung notwendiger Mafhahrnen 
zur Sanierung, Erhaltung und Modeinisierung von Einrichtungen der 
Infrastruktur (Schulen, Hochschulen und Universitäten, Krankenhäu- 
ser, Ver- und Entsorgungsnetze, StraGen) bestehen. 

Fiir die Beurteilung des Lebensniveaus der Menschen iii den neuen 
Bundesländern muss a ~ i c h  die im Vergleich zu den ~in~~)rnrnen weit 
stärkere Ost-West-Differenzierung der VerrnögensverhäEtnisse beach- 
tet werden, Beim durchschnittlichen Nettovermiigen (Geld- und Ini- 
rnobilienverinögen) sind die Ost-West-Abstände zwar etwas geringer 
geworden: Das relative Niveau der Nettovermögen je Haushalt betrug 
1998 in den neuen Bundesländern 3.5 Prozent und im Jahr 2003 40 
I'rrozent. Das Ost-West-Gefälle blieb aber weiterhin wesentlich stärker 
ausgeprägt als bei den Arbeitseinkommen. Noch gröfier sind die Un- 
terschiede beim Betriebsverinögen: Es betrug 2002 im Durchschnitt 
der Haushalte, die über Betriebsvermögen verfügten (nur Produktiv- 
und ohne Aktienvermögen), in Westdeutschland 275.000 Euro und in 
Ostdeutschland 80.000 Euro (Bundesregierung 200.5, S. 32, 4 1). Die 
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Armutsquote ist in Ost- und Westdeutschland seit Anfang der 1990er 
Jahre  gestiegen, vor allem in den neuen Bundesländern, sodass die 
bereits Mitte der 1990er Jahre vorhandene Ost-West-Differenz z u m  
Nachteil Ostdeutschlands noch zugenommen hat. Die Armutsyuoten 
betrugen 

0 1992- 1998 in Westdeutschland 12,1 Prozent, 
in Ostdeutschland 14,S Prozent 
2002-2004 in Westdeiitschland 15,l Prozent, 
in Ostdeutschland 20,4 Prozent (DIW, 2005). 

Die Schuldnerquoten (Anteil der überschuldeten Personen an allen 
Personen über 18 Jahre) betrugen 2007 11,5 Prozent (Ost} gegenüber 
10,7 Prozent (West init Berliii) (Creditreforrn 2007). 

In Ostdeutschland ist nach wie vor  der Anteil des Erwerbsper- 
sonenpotenzials (Erwerbstätige, registrierte Arbeitslose, stille Reserve 
bzw. diejenigen, die erwerbstätig sein wollen) an den Erwerbsfähigen 
höher als in Westdeutschland. Die ostdeutsche Erwerbstätigenquote, 
also der Anteil der Erwerbstätigen an den Erwerbcfd’hzgen, liegt jedoch 
beträclitlich unter der westdeutscheii. Der Anteil der von Arbeitslosig- 
keit betroffenen Haushalte lag 2004 in Ostdeutschlmd mit 40 Prozent 
doppelt so hoch wie in Westdeutschland, die dort 20 Prozent betrug 
(DIW 200.5). 

Die Hazrshaltsproblcme haben sich in den ostdeutschen Bundes- 
ländern und in Berlin bis 2006 zugespitzt. Die Verschuldung der neu- 
en Lander und Gemeinden (ohne Berlin) ist in den letzten 10 Jahren 
fast auf das Doppelte gestiegen: von 47 Milliarden Euro 1995 auf 
89  Milliarden Euro im Jahr 200.5. Die Schulden Berlins betragen 60 

illiarcien Euro. Die Steuereimahmen der ostdeutschen Länder und 
Kommunen je Einwohnerin u n d  Einwohner liegen beträchtlich unter 
den westdeutschen - sie erreichen knapp die Hälfte. Dies wurde bis- 
her durch West-Ost-Finanztransfers und höhere Länderzuweicungen 
an die Kommunen (kommunaler Finanzausgleich) mehr als ausgegli- 
chen, sodass die Ausgaben je Einwohnerin und Einwohner höher als 
in Westdeutschland sind. Im Jahre 2004 entfielen knapp 56  Prozent 
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der kommunalen Einnahmen auf Zuwendungen der Länder. Auch die 
öffentlichen Schulden der ostdeutschen Länder sind seit 199 1 rasant 
angestiegen. Im Verhältnis zu den finanzschwachen westdeutschen 
Ländern betrugen die auf die Einwohnerzahl bezogenen öffentlichen 
Schulcien der neuen Länder 

0 1992: 20,s Prozent 
0 1994: 48 Prozent 
0 1998: 77 Prozent 

2000: 84 Prozent 

Bei den Gemeinden übertrafen die Pro-Kopf-Schulden in Ostdeutsch- 
land schon a b  1995 die der finanzschwacben westdeutschen Länder 
(Vesper 2006, S. 18) .  i n  den letzten Jahren gab es griiiJere Anstren- 
gungen zur Konsolidierung der ostdeutschen Haushalte, vor allem 

cduzierung von Ausgaben, weshalb die relative Höhe der Pro- 
Kopf-Schiildeii der Länder bis 2004 nur noch um zwei Prozentpunkte 
auf 86 Prozent stieg. 2007 führte die Kombination von Ausgabenbe- 
schränkung und höheren Steuereinnahmen auch in den ostdeutschen 
Bundesländern dazu, dass keine Haushaltsdefizite entstanden und da- 
mit auch keine Nettokredite aufgenommen werden mussten. Die mit 
der Rückführung der Haushaltsdefizite verbundene Senkung der Aus- 
gaben hatte zur Folge, dass die Beschäftigung irn iiffentlicheii Dienst 
reduziert, biirgernahe Leistungen eingeschränkt und die öffentlichen 
Investitionen verringert wurden. 

Die Ausgaben für Forschupzg und Entwicklung (FuE) sind seit iMitte 
der 1990er Jahre in den neuen Rundesliindci-n zwar gestiegen, bleiben 
aber nach wie vor beträchtlich hinter den Ausgaben je Einwohnerin 
und Einwohner in den alten Bundesländern zurück. ihr  Anteil (ein- 
schlicglich Rcrlin) am Rruttoinlandsprodukt lag 2004 bei 2,18 Prozent 
gegenüber 2,55 Prozent in den alten Bundesländern. Die Ausgaben der 
Wirtschaft für Forschung und Entwicklung betrugen je Einwohnerin 
und E,inwohner 2003 in den alten Bundesländern 525 Euro, in den 
neuen Bundesländern jedoch nur 191 Euro. 

Die Ausgaben je Einwohnerin und Einwohner waren in Baden- 
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Württernberg, Bayern, Hessen mehr als zehnmal so hoch wie die Ausga- 
ben in Brandenburg, Sachsen-Anhalt und Mecklen burg-Vorponirnern. 

iiizu kommt, dass Über die Hälfte der ostdeutschen industriefor- 
schung aus Auftragsforschungen für Unternehmen in den alten Ländern 
be s te h t und so in i t für In 17 Ova ti o n en , S tr u k t u r ve r ä nd e r U ng e n u n d da s 
Waclistum in den neuen Ländern nur eingeschränkt wirksam wird. 

Zusammenfassend lässt sich feststellen: Seit 2 996 gibt es insgesnmt 
keine durchgiingige, eindeutige gesamtwirtschnftliche und soziale Ost -  
Wes t - K o n ue rg enz. 

Eine spezifische Problematik ergibt sich für die neuen Buridesliinder 
seit 1995 aus der entgegen gesetzten Entwicklung von Produktion (ge- 
messen a m  Bru ttoinlandsprodukt) und inländischer Verwend 
Inlandsverwendung lag 1995 um fast 100 Milliarden Euro 
e ig e 11 eil Au fko nime n ( Pro d U k t i o n ) a ii G ü t e r n und Dienstleistung eil. 
Diese Differenz ist von über 81 Milliarden Euro im Jahr 2000 auf 
rund 33 Milliarden Euro im Jahr 2006 zurückgegangen. Die Verrin- 
gerung dieser Differenz im genannten Zeitraum beruhte jedoch nicht 
au f  einer hiiheren ~ i r t s c l i a f t s d y n a i i k ,  sondern auf einer a 
Reduktion des Inlandsverbrauchs. Den stärksten Rückgang gab es in 
Ostdeutschland bei den Iiivestitionen, die die Basis für die zukünftige 
wirtschaftliche Dynamik sind. 

Die Inlandsverwendung in effektiven Preisen war 2006 in Ost- 
deutschland um insgesamt 16 Milliarden Euro niedriger als 2000, 
darunter bei Anlagenirivestitionen um rund 22 Milliarden Euro. Der 
private I<onsilim wuchs um 7 Milliarden Euro, verringerte sich aber real 
(preisbereinigt, verkettet, Basis 2000-100) um rund 3 Prozent. 

Tm Vergleich zu Ostdeutschland erhöhte sich in Cesamtdeutsch- 
land in der Zeitspanne von 2000 bis 2006 die Inlandsverwendung in 
effektiven Preisen insgesamt um ca. 6 Prozent und blieb real uiiverän- 
dert, während der private Konsum real um rund 2 Prozent zunahm 

erechriet nach Sacliverständigerirat 2007, Tabelle 34" und DIW/ifo/ 
ifW/lWH/lIWI, 2007, S. 3.3). 

Die unterschiedliche Entwicklung der Inlandsvcrwendung in Ost- 
und Westdeutschland ist in den genannten Zeitabschnitt vor allem mit 
dem weit stgrlteren Einbruch der Arilageninvestitionen in Ostdeutsch- 
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Tab. 4: Bruttoinlandsprodukt Ostdeutschlands (ohne Berlin) und die 
Nachfragekomponenten - 1995,2000 und 2006 (jeweilige Preise in Mil- 
liarden Euro und in Prozent) 

Quelle: Arbeitskreis VGR der Länder, (Stand Mai 2007), Schätzung der 
Nachfrageaggregate 2006 durch das IWH 

land um fast 30 Prozent, dem Revöl kerungsrückgang seit 1995 um rund 
1 Million (mit Berlin) gegeniiher einer Zunahme in Westdeutschland 
um rund 1,7 Millionen sowie der unterschiedlichen Entwicklung der 
Anzahl der Erwerbstätigen zu erklären. 

Die Veränderungen in den Proportionen zwischen dem eigenen Auf- 
k o m n e n  an Gütern und Dienstleistungen, dem LieferÜberschuss aus 
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den alten Bundesländern und der ostdeutschen Inlandsverwendung, die 
sich in den letzten Jahren in den neuen Bundesländern vollzogen ha- 
ben, sind bisher kaum von der Offentlichkeit wahrgenommen worden. 
Die ilinen zugrunde liegenden Prozesse sind auch zu wenig analysiert 
worden. Dennoch gilt: Die ökonomische Entwicklung in den neuen 
Bundesländern wird weiterhin entscheidend von ihren struktztrellen 
Schwächen beeinflusst. Die ostdeutsche Arbeitslosenquote ist iinab- 
hängig vom Konjunkturverlauf seit über einem Jahrzehnt doppelt so 
hoch wie die westdeutsche. In der ostdeutschen Unternehmensstruk- 
tur dominieren Klein- und Kleinstbetriebe; Groi3bctriebe u n d  größere 
Mittelbetriebe haben einen weit unterdurchschnittlichen Anteil an der 
Gesamtzahl der Unternehmen. In den neuen Bundesländern gibt es 
augerdeni kaum Zentralen von Grogunternehmen. Die Zahl der LJn- 
terneliinen in den neiien Bundesländern ist, bezogen auf die Beviilke- 
rungszahl, weit geringer als in Westdeutscliland. Um eine vergleichbare 
Wirtschaftsleistung zu erreichen und vor allem neue Arbeitsplätze zu 
schaffen, um die Macseiiarbeitslosigkeit auf das westdeutsche Niveau 
abzusenken, wären unter Zugrundelegung der gegenwärtig durch- 
schnittlichen Beschäftigtenzahl von 1 3 Personen je Betrieb ca. 60.000 
zusätzliche Betriebe notwendig (vgl. Peche 2007, S. 2.5). 

Die Zahl der Unternehtnensneugründungen ist in den Jahren 2005 
bis 2007 von Jahr zu Jahr zurückgegangen, von rund 46,000 iin . 
2004 auf rund 8.000 im Jahr 2007 (vgl. Creditreforni 2007). Es be- 
steht eine ausgeprägte Abhängigkeit vieler mittelständischer und fast 
aller Croi3betriebe von den westdeutschen Unternehrneixzentraleli. Die 
ostdeutschen unternehmen sind zum großen Teil durch Eigenkapital- 
schwäche, einen unterproportionalen Anteil von Arbeiten mit hoher 
Wert sc h ö p f u n g s in t e n s i t ä t und ge r i n g e Forsch un gs i n t e ns i t ä t g e k e n n - 
zeichnet. Die Bildung regionaler technologisclier Cluster bleibt noch 
beträchtlich hinter den alten Bundesländern zurück. Diese strukturellen 
Defizite wurden in den vorangegangenen Memoranden ausführlich 
analysiert. 
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n zur Verringerung er Ost-Wes 
in der wirtschaftlichen 

sfähigkeit und bei d r Schaffun 
leichwertiger Lebensverhältnisse 

Werden die bisherigen ökonomischen Rahmen bedinguiigen für die 
os t d e u t sc lie Wirtschaft Sen tw ic kl uiig bei 17 e ha 1 t en , wird es lt a LI m zu 
einer Annäherung der wirtschaftlichen Leistungsltraft kommen. In 
einigen Bereichen könnten sich die Ost-West- Abstände sogar vergrö- 
gern. Unter der Annahme einer Fortsetzung des Wachstumstempos des 
Bru ttoinlandsprodukts der letzten Dekade - eine im Vergleich ZLI an- 
deren Vorhersagen eher optimistische Aiina hme - würde Ostdeutsch- 
land eist um das Jahr 20.50 etwa 90 Prozent des durchschiiittlichen 
westdeutschen Niveaus erreichen. 

Für die weitere Entwicklung in Ostdeutschland gehen wir davon aus, 
dass die Veränderungsrateii der inlandsverwendung in den nächsten 
Jahren, irn Unterschied zum Zeitraum zwischen 1996 und 2005, weiter 
im positiven Bereich liegen werden. Das Wachstum der Inlandsverwen- 
dung wird aber insgesamt unter den gegeben Kalinienbedingungen hzw. 
Annahmen - Wirtscliaftswaclistum mit jahresdurchschnittlich 1,5 bis 2 
Prozent, Rückgang der Bevölkerung in den iieueii Bundesländern, Sen- 
k~iiig der West-Ost-Finanztransfers in den Jahren ab 2009 entsprechend 
den Festlegungen des Solidarpakts 11, Verringerung der Einnahmen der 
öffentlichen Haushalte nach den mittelfristigen Prognosen der Länder 
- deutlich geringer sein als in den alten 13undesliindern. 

Die Steuereinnahmen nahmen 2006 und 2007 in folge relativ gün- 
stiger Konjurikturdaten zwar auch in Ostdeutschland zu. Langfristig 
wirkende Faktoren, insbesondere der Rückgang der Mittel des Solidar- 
pakts 11, führen aber zu einer weiteren Zusyitzung der Situation der öf- 
fentlichen Haushalte, Die Einnahmen werden nach dem konjunkturellen 
Aufschwung voraussichtlich ab 2009110 absolut zurückgehen. ALS der 
Geineinschaftsstudie von TWH, TU Dresden und ifo Dresden folgt, dass 
auch unter Zugrundelegung der sehr optimistischen Annahiiie einer 
j a hr e s d ur ch sc hni t t lic he n Zu wach sr a t e d es B r u t t o in1 a n d s p r c) d U k t s j e 
Einwohnerin und Einwohner von 3 Prozent die Haushaltseinnahmen 
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2020 absolut geringer sein werden als 2005. Dem steht ein hoher Druck 
zur Finanzierung wichtiger Aufgaben aus den Länder- und Koinmu- 
nalliaushalten gegenüber, insbesondere der staatlichen Leistungen der 
ö f f en t I i c 11 en D as e i n svo r s o r ge sowie der ö f f en t 1 i c h e n In ves t i t i o ne n fü r 
die Sanierung und Modernisierung von Einrichtungen der Infrastruktur, 
vor allem in den Bereichen Bildung, Gesundheit und Umwelt. 

Die RevöZkerungsentwicklun,o verläuft in Ost- und Westdeutschland 
unterschiedlich. Ostdeutschland ist bisher und wird in den nächsten 
Jahren noch weitaus stärker von Geburtendefiziten und Abwanderung 
betroffen sein. Bis 2020 nimmt nach der Bevölkerungsvorausberech- 
nurig die ostdeutsche Bevölkerung um rund 0,7 Prozent jeJahr ab, wäh- 
rend sie in den alten Bundesländern zunimmt. Die Differenz zwischen 
Geburten und Sterbefällen wird sich von etwa 60.000 im Jahr 2007 
auf 1 10.000 bis zum Jahr 2020 erhöhen. Der natürliche Bevölkerungs- 
vei-lnst wird nach den gegenwärtigen Vorausschätzungen von 2002 bis 
2020 kuniu-tativ insgesamt 1,4 Millionen Personen betragen; darunter 
beläuft sich der innerdeutsche Wanderungsverlust auf etwa eine hal- 
be Million Einwohnerinnen und Einwohner. Hiervon werden einige 
Regionen in den neuen Bundesländern besonders betroffen sein. Im 
Verhältnis zur Entwicklung der Gesanitbevölkerung wird der Rückgang 
bei den Menschen im erwerbsfähigen Alter, insbesondere bei jüngeren 
Menschen und Berufseinsteigerinnen und Berufseinsteigern, aber auch 
bei jungen Frauen, überdurchschiiittlich hoch sein. 

Diese Situation wird sich auch nicht durch eine Konzentration der 
F ö r d e r m i t t e 1 a u f Wach s t LI rn s k e r n e oder In ii o v a t i o n s c 1 u s t e r ii n d e r n ? 

soweit sie nur auf die bereits bestehenden Zentren orientieren und 
nicht die Bedingungen verbessern - auch nicht durch staatliche Regu- 
1 i e r u n g s m CI f3n a h m e n -, um die er f o r de r I i c h e n Be sc h ä f t i g u n g s e f f e k t e 
und andere soziale Wirkungen zu erreichen. 

Dic ostdeutsche Entwicklung wird zu einem höheren Grad als bisher 
von einer zunehmenden regionalen Differenziertheit auch zwischen 
den Ländern geprägt werden. Die Unterschiede zwischen den neiieii 
BU n des I ändern , die bis her h i n Si c h t 1 ic h m a k r oö k on o mi sc h er In di k a - 
toren wie Wirtschaftsleistung, Arbeitslosenquote, Schuldenquote (mit 
Ausnahme von Sachsen) relativ gering waren, werden zunehmen. Die 
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Unterschiede im in der Wirtschaftsleistung (Bruttoinlatidsprodu kt je 
Einwohnerin und Einwohner) lagen 2005 bei einer Spannweite von 
lediglich 5,S Prozentpunkten (Brandenburg 65,0 Prozent und Sachsen 
70,5 Prozent des Durchschnitts aller Bundesländer) u n d  würden sich 
nach der Projektion des IWH auf 15-1 8 Prozentpunkte erhöhen (Lud- 
wig 2007, S. 214ff.). 

Noch starker werden die Differenzierungen zwischen verschiedenen 
Regionen in den jeweiligen Bundesländern zunehmen. Entvölkerte, 
abgehängte Regionen ohne reale Entwicklungsperspektiven und Städte 
und Gemeinden mit stark schrumpfenden Einwohnerzahlen, leer ste- 
henden Häusern und überdimensionierten Einrichtungen der Infra- 
stru ktur, die vor immensen Schwierigkeiten stehen, die Aufgaben der 
öffentlichen Daseinsvorsorge wahrzunehmen, werden das zu k ünftige 
Bild Ostdeutschlands mitprägen. In einem Zukunftsatlas der Prognos 
AG werden 40 kreisfreie Städte und Landkreise in Deutschland aufge- 
führt, die das Prädikat „hohe Zukunftsrisiken" erhalten haben. Davon 
liegen 39 in Ost- und lediglich der Landkreis Holzminden (Niedersach- 
sen) in Westdeutschland. Auf den Plätzen 1 bis 138 ist das friihere 
Bundesgeliet 134mal vertreten, die neue Bundesländer hingegen nur 
viermal. 

Die zunehmende regionale Differenzierung in Ostdeu tschland darf 
jedoch nicht als einfache Annäherung an die regionale Differenzie- 
ruiig in Westdeutschland angesehen werden, da einerseits nach wie 
vor flächendeckend ein geringeres Niveau und nachteilige Entwick- 
lungsbedingungen in Ostdeutschland bestehen und es andererseits zu 
wenige starke Wachstumszentren gibt, die in das Umland aiisstra hlen 
können. Die Problematik Ostdeutschlands als gesarntwirtscliaftliches 
und gesellschaftliches Entwicklungsproblem besitzt unverändert eine 
hohe Priorität fiir eine ZukuIiftsorieiitierte, von den Interessen der 
Menschen in Ost um! West ausgehende Politik. Das Bestreben der 
etablierten Politik, die spezifisch ostdeutsche Problematik von der Ta- 
gesordnung verschwinden zu lassen und durch eine für die iieuen und 
a 1 te n Ru n de sl ä n der g I eiche r m a t3e n be s te h ende reg i o n a le D i f f e r e n z i e - 
rung zu ersetzen, fteht im Widerspruch zur Realität. Einer solc 
Tendenz muss entschiedener Widerstand entgegengesetzt werden. Ein 
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Umsteuern in der Wirtschafts- und Sozialpolitik der Bundesregierung, 
die die bestehenden Probleme nicht wahrnehmen will und verdrängt, 
ist notwendig. 

Die weitere Entwicklung in Ostdeutschland wird zudem sehr stark 
davon bestimmt, dass sich die Situation der öffentlichen Haushalte dcr 
Länder und Kommunen weiter verschärfen wird, ungeachtet der Tatsa- 
che, dass 2007 zum Ausgleich der 1,änderhaushalte keine Nettokredite 
aufgenomnien werden mussten. Auch dies wird von der Bundesregie- 
rung ignoriert. Hierzu heißt es im Bericht zum Stand der deutschen 
Einheit: „Der Solidarpakt TI sichert den Entwicklungsprozess in den 
neuen Ländern finanziell a b. Diese solidarische Kraftanstrengung ist 
notwendig, um die nach wie vor bestehende teilungsbedingte Struk- 
turschwache Ostdeutschlands zu beseitigen und gleichwertige Lebens- 
verhältnisse zu erreichen." (S. 1) 

Diese Aussage ist in mehrfacher Hinsicht falsch. Zum einen wird 
der Entwicklungs- und Anglcichungsprozess in den neuen Bundeslän- 
dern mit der stark degressiven Gestaltung der finanziellen Leistungen 

es Solidarpakts I1 keinesfalls „abgesichert". Zum anderen ist es u11- 
realistisch, anzunehmen, dass in dein entsprechenden Zeitraum die 
Striikturschwäche Ostdeutschlands beseitigt werden kann oder dass 
ohne eine andere Wirtschaftspolitik gleichwertige Le bensverliältnisse 
hergestellt werden können. Schließlich ist es völlig einseitig, die Struk- 
turschwächeii einfach als ,, teilungsbedingt " zu charakterisieren. Sie 
sind in hohem Maße Resultat der verfehlten Vereinigungspolitik. 

3.4 Anforderu n eine andere Wirtschaftspolitik 
für Ostdeutschland 

Mit dem notwendigen wirtschaftpolitischcn Umsteuern sind vor allem 
folgende Aufgaben verbunden: 

* Spürbare Fortschritte irn Ubergang xu einer selbst tragenden wirt- 
sc ha f t  1 ich en En tw i c k 1 11 n g bei Stärkung der I t i  11 ov a t i on s - und Wett - 
be w e r b s k r a ft d er ostdeutschen Wirt scli a ft ; 
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entscheidende Verringerung der im Vergleich zu Westdeutsch land 
nach wie vor doppelt so hohen Massen- und Langzeitarbeitslosig- 
keit, darunter besonders der Jugendarbeitslosigkeit; 
Schritte zur zielgerichteten Verringerung der Ost-West-Einkorn- 
inensunterschiede bei den Arbeits- und Sozialeinkornmen; 
e r h e b 1 ich e Verbes s e r LI ng d er E’i n a n z a u s s t a t t U ng der L ä n d e r U 11 d 
Kommunen sowie effektiverer Einsatz der verfügbaren Mittel für  
die Lösurig der vordringlichen ökonomischen, sozialen und um- 
weltpolitischen Aufgaben; 
k o n se q u e n t es Ein schwenk en a u f e i ne 11 P f a d so z ia I - ö k o I og i scher 
Nachlialtigkeit und eines dazu erforderliclien ökologischen Um- 
baus. 

Nur  so sind auch wirksame Magnahmen gegen die weitere Abwan- 
deriing junger qualifizierter Fachkräfte, zur Verbesserung der Einnah- 
niensituation der ÖffentIichen Haushalte, zum langfristigen A bbau der 
hohen Belastungen durch kumulierte Schulden in den Ländern und 
Komniunen sowie insgesamt zur Herstellung gleichwertiger Lebens- 
Verhältnisse möglich. Aber auch dann ist ein langer Zeitraum, der weit 
tiber das Jahr 2020 hinausgeht, unvernieidlich, um eine wirtschaft- 
liche Konvergenz zu erreichen. 

Die oben genannten Aufgaben sind untereinander eng verflocli- 
ten. So tragen die Schaffung sozialversicherungspflichtiger, existenz- 
sichernder Arbeitsplätze, der Ausbau öffentlich geförderter Bescliäfti- 
gung und die Verringerung von Ost-West-Einkomrnensunterschieden 
zur Stärkung der ostdeutschen Kaufkraft und damit zur Stimulieruiig 
der Wirtschaftsdynami k ebenso bei wie zur Erhöhung der Einnahmen 
der iiffentlichen Haushalte. Die Eindämmung der weiteren Abwan- 
derung qualifizierter Fachkräfte ist wiederum eine der wichtigsten 
R e d i 11 g u n g e n x u r S t ä r k u n g d e r In n ov a t i o n s - u n d Wett b e w c r b s k r a ft 
der ostdeutschen Wirtschaft. Uni die im Grundgesetz geforderte 
stellung gleicliwertiger Lebensverhältnisse transparent zu machen u n d  
die notwendigen Schritte zum Erreichen dieses Ziels zu bestimmen, ist 
es notwendig, einen IConsens über die grundlegenden Kriterien zu er- 
zielen, die als Mai3stab für  gleichwertige Lebensverliältnisse angesehen 
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werden können. Dazu wird folgender Vorschlag für die weitere Dis- 
kussion dieser Probleinatik unterbreitet (Kriterien jeweils in Relation 
zum Durchschnitt der alten Bundesländer): 

Wi r t s c h a f t s I e i s t un g ( Brutto in 1 an d s p rod u k t/E i n w o h n er i n und Ei t i  - 

wohner): 90 Prozent; 
regionale Differenzierung der Arbeitseinkommen nickt gröfkr als 
in den alten Bundesländern; 
Aiigleichung der tariflichen Arbeitszeiten; 
Höhe der privaten Haushaltsein kommen je Kopf mindestens 90 
Pr ozeii t ; 
Arbeitslosenyuote ein Drittel über dem 1)urchschnitt der al teil Bun- 
desländer; 
Anteil der Langzeitarbeitslosen nicht höher als iii den alten 
desländern; 
S t e u e r dec k ungs qu o te m i n des t e n s 75 Pr oze n t des D ur c h sc h n i t t s n i - 
veaus der alten Biindesländer; 
Armutsquote nicht höher als in den alten Bundesländern; 
gleichwertige Ausstattung mit Einrichtungen der Infrastruktur und 
der iiffentlichen Da seiiisvorsorge. 

Bei diesen Kriterien für gleichwertige Lehensverhältnisse muss beach- 
tet werden, dass sie sich hinsichtlich der Art und auch der Ric 
der zu lösenden Probleme, ihrer Beeinflussbarkeit durch di 
und auch ihrer Abhängigkeit von der Politik der verschiedenen Ebe- 
iieii (Bund, Länder, Kommunen) voneinander unterscheiden. In der 
ßildurig stehen Maßnahmen zur Auslastung vorhandener Kayazi- 
täten (Universitäten und Fachhochschulen) und zur Bereitstellung von 
Haushaltsmitteln für Schulen mit weit geringeren Klassenfrequenzeii 
im Vordci-grund; bei gesundheitlichen u n d  kulturellen Einrichtungen 
geht es vor allem darum, ihre Zugänglichkeit für die Bürgeririiien und 
Bürger ZLI sichern. Für die Reduktion der finanziellen Belastungen der 
ßevöl kerung und der Kommunen kommt den Möglich keiten zur Ver- 
ringerung der Kosten aus überdimeiisionierten Be- und Versorgungs- 
Systemen (WasserlAbwasser, Energie) eine besondere Bedeutung zu. 
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Zur  Stärkung der Einnahmenbasis der öffentlichen Haushalte 
spielen die schon lange vorliegenden Vorschläge zur Einführung einer 
Vermögenssteuer oder zur Reformierung der Erbschaftsteuer eine wich- 
tige Rolle. Da die hiervon abhängigen Einnahmen in den ostdeutschen 
1,ändern ad'grund der ungleichen Ost-West-Verteilung hoher Vermögen 
iind Erbschaften weit unterdurclischnittlich sein wiirden, müssten 

inführung einer Vermögenssteuer auch Wege zu einem gewissen 
solidarischen Ausgleich der davon abgeleiteten Steuereinnahmen der 
Länder festgelegt werden. Ausgehend von einer Berechnung des DIW 
für das Jah r  2002 - die Verhältnisse haben sich in den letzten Jahren 
nur wenig verändert -, betrug der Anteil der neueii Bundesländer aiii 
gesamten Aufkommen der Erbschaftsteuer 1,3 Prozent. Die durch- 
schnittliche Erbschaftsteuer je Einwohnerin u n d  Einwohner lag in den 
neiieri Bundesländern zwischen 1,75 Euro (Mecklenbiirg-Vorporrii.lzerri) 
Lind 3,96 Euro (Brandenburg} gegenüber den alten Bundesländern mit 
dem niedrigsten Wert von 27,84 Euro in Niedersachsen und dem hoch- 
sten Wert von 83J.5 Euro in Harnburg (DIW 2004). 

genz Ostdeutschlands erfordern einen Wandel der Rahnienbedingungen 
und setzen eine wirksamere iind stärker zielgerichtete regionale Struk- 
t LI r- , Be s c h ä f t ig u n g s - u n d I nn o va t i o n s p ol i t i k v o r a u s . I> a zu mü s s t e n 
Ein fl u s s , Ver a ntw o r t u n und D ur ch s et z un g s k r a ft g e s e 11 sch a f t 1 i c h e r 
- d.h. staatlicher und zivilgesellschaftlicher - Einrichtungen erhöht 

irksamkeit gesichert werden. Zugleic gilt es, die bis 
d om in i e re n de e imel wir t sc h a f t 1 ic he In ves ti t i o ns f 6 erung durch eine 
direkte Kopplung der Investitioiisförderulig mit inakroiikonoinischen 
und rcgioi~alpolitisc~en Erfordernissen zu verändern. Dazu k6nnen die 
ilusarbeiturig und die zielgerichtete Umsetzung regionaler Leitbilder 
für eine zukunftsorientierte wirtschaftliche, soziale und iikologische 
Entwicklung der Länder und  die Ci-enzen der Bundesländer iibersclirci- 
teride regionale Komplexe beitragen. 

chritte zur FortsetzLing der wirtschaftlichen un 

Irn Vordergrund stehen folgende Aufgaben: 

Stärkung von Forschungs- und Innovationspotenzialen vor allem 
er Wirtschaft als entscheidende Voraussetzung für Produkt-, 
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Erze u gn i s u nd Tec h no 1 og i ein n ova t i o ne n so w i e f ü r e f fe k t i ve r e 
duktions- und Dienstleistungsstrukturen, um die Auftragslage und 
Absatzmöglichkeitei1jglichkeiteii im Inland und im Export sowie fiir einen iiko- 
logischen Umhau der Wirtschaft zu verbessern; 
Verbesserung der Bcdingungcn für  die weiterführende Bildung, für 
die berufliche Ausbildung und die Hochschulbildung junger Men- 
schen sowie zur Schaffung von Beschäftigungsrnöglichkeiten in der 
Region nach Abschluss der Ausbildung, vor allein der Lehrlings- 
ausbildung; 
s y s t e m 3 t isc h e Fö r de r u ng von S t r u k t u r en und r eg i o n a 1 en 'L( r ei s 1 ä u - 
f e n , die a U f e i n e öko 1 o g i sc 11 n a c h h a 1 t i ge Wirtschafts e n t w ic k 1 u n g 
gerichtet sind; 
Unterstützung von LJnternehmensgründungcn, insbesondere in- 
novativer Unteriiehinen, sowie Hilfe bei der Stabilisierung der 
Unternehmen und bei der Uherwindung zeitweiliger finanzieller 
F,ritwicklungsprobleme; dazu sollten anstelle von Zuschüssen ver- 
stärkt iiffentliche finanzielle Mittel als revolvierende Fonds und als 
Beteiligung der öffentlichen Hand an den Unternehmen genutzt 
w e r d en ; 
Fiirderuiig innovativer Unteriiehrnensnetzwerke, insbesondere Aus- 
bau technologisch leistungsfähiger Cluster in den Regionen und 
Erhöhung von deren regionaler tlusstra hlung zur Schaffung bzw. 
Erweiterung damit verflochtener Kapazitäten und neiier Arbeits- 
plätze in der Umgebung dieser Zentren. 

Es gilt, die iikonornicchen und rechtlichen Bedingungen zu verbessern, 
damit die Einkommen der Bevölkerung, die Gewinne der Unterneh- 
men sowie die Steuereinnahmen der öffentlichen Haushalte für eine 
stiirkere Nachfrage nach Konsumgütern, Dienstleistungen und I m e -  
s t i t io nsgü tern (A u s riis tu izgen und Ra U 1 eis tu ngen), die in 0 s td ezi ts c h - 
Emd hergestellt werden, wirksam werden. 

ie Herausforderiing für eine Wirtschaftspolitik, die der Gröi3e 
der in Ostdeutschland zu lösenden Probleme entspricht, besteht auch 
dariri, die Einzelprogramme und Magnahmen zu einem tragfähigen 
integrierten Gesarntkonzept neuer Qualität und Wirksamkeit zu ver- 
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binden. Diese Aufgabe kann nicht allein mit ~ a r k t w i ~ t s c h a f t l i ~ ~ ~ e ~  
M ~ c ~ a n i ~ m e ~  und ~ ~ r k t k ~ ä ~ t ~ n  erfüllt werden. Unverzichtbar ist es, 
politische i' r i or i t ä t en zugu n s t e n 0 s t d eu t sc hl a n d s zu s e t zeii, damit vor 

t t b c w e r b s n a c h t e i 1 e der o s t de u t sc h en Re g i o n e i n gc sc h r ä n k t 
werden. Dazu ist für  einen längeren Zeitraum ein höherer Grad staat- 

egulierung unerlässlich „Wir bräuchten noch mal einen Pakt 
Ostdeutschland, in dem alles einheitlich betrachtet wird: Rundes-, 
L,a n d e s - , K o mm uii a 1- , W i s sensc h a f t s - , Wirts c h a f t s - und Reg i on a 1 p o - 
litik. Alles zusammen. Daraufhin müssten wir dann die Fördertöpfe 
prüfen." (Most 2007) 

Die Alternativen für Ostdeutschland müssen vor allem darauf aus- 
gerichtet sein, die strukturellen Defizite und Wettbewerbsnachteile 
der ostdeutschen Wirtschaft schrittweise und nachhaltig abzubauen. 
Die erfolgreiche Umsetzung der Vorschläge zur e r s t e 11 U ng g 1 eich - 
wertiger Lebensverhältnisse und zum Erreichen einer selbst tragenden 
wirtschaftlichen Entwicklung setzt voraus, ihren finanziellen Vorausset- 
zuiigen, dem effektiven Eiiisatz der Mittel sowie der Übereinstiinrnung 
der Einzelvorha ben mit makroökonomischen und regionalpolitiscl-icn 
Erfordernissen weit gröf3ere Beachtung zu  schenken. Die positiven h n -  
Sätze für ein Aufholen der ostdeutschen Wirtschaft bei einigen wich- 

atoren - u.a. in der Arbeitsproduktivität, irn Export, in der 
Forschung und Entwicklung und bei den Gewinnen 
- niüssen systematisch fortgeführt werden. 

Alternativen für die ostdeutsc e Wirtschaftsentwicklung dürfen 
iiicht auf eine nachholende Modernisierung ausgerichtet sein, sondern 
inLissen ein besonderes Schwergewicht auf neue Tendenzen der Produk- 
tivkräfte und der Tnnovationsprozesse sowie auf die Erfordernisse einer 
riachhahgeii Energie- und Umweltpolitik legen. 111 eiiiern i n n o v ~ ? t ~ ~ 7 e ~ ~  
Konzept zukiiiiftiger Struktureiitwickliing in Ostdeutschalan 
folgendc Komplexe, die über die von der Bundesregierung vorgesehenen 

af3iiahmen wesentlich hinausgehen, besondere Beachtung finden: 

are Energien und Innovationen zur  Erhöhung 
gieeffizienz; 
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iikologische Landwirtschaft, insbesondere auch Stärkung effizienter 
Untern eh me ns f o r m e n ( G e n o s s e t i  scli a f t e n 1 in der La r i  d w i r t sc h a ft 
a 1 s Roh s t 0 f f p r o d uzen t en für N a  hr U n g smi t t e 1 und Energieträger, 
die auch gegen Preisspekulationen agieren ltijnnten; 
Bildurig, darunter besondere Weiterentwicklung der Rerufsbiidung 
entsprechend den veränderten Bedingungen und Stärkung der 
pazitäten für  die Hochschulbildung und -forschung; 
innovative Gestaltung der Verflechtungen zwischen Wissenschaft 
und Wirtschaft, dabei besonders zur wirltsamen Unterstiitziing vor- 
handener kleiner und mitteistän~ischer Unternehmen und von Exi- 
stenzgründungen innovativer Unternehmen aus der Hochschulfor- 
schung sowie öltol ogisch naclilialtiger Produktionen; Entwicklung 
einer ausgeglichenen Struktur universitäi-er und aut3eruniversitärer 
Forsch U n gse i n r ic h t ungen ; 

e Entwicklung einer komplexen Gesundheitswirtschaft; 
e verstiirkte Entwicklung wertsch p f u ngs i n t en si ve r D i e n s t 1 e i s t U n 

darunter qualifizierter LJnterne mensdienstleistungen. 

e 

Fazit: Es sind einige positive Tendenzen und wirtschaftspolitische 
Ansätze in der ostdeutschen Wirtschaftseiitwicklung sichtbar, die ver- 
stärkt ~ i n d  weiterentwickelt werden müssen. Ihre Wirksamkeit wird 

die weiterhin dominierenden bisherigen struk- 
turellen Defizite und neu hinzukommende Probleme sowie durch die 
neoliberale Politik der Li n de s r eg ie r ung , I3 i e Wettbewerbs n a ch t e i le 
Ostdeutschlands bleiben langfristig bestehen, die dortigen Grundpro- 
blerne ungelöst. Bei einer Fortsetzuiig der bisherigen Politik gegenüber 
0 s t de u t sc h lan d , ein sc hl ie 13 1 ich d er f e s tge 1 eg t en d egr e s s i v en Er1 t w ic k - 
lung der Mittel des Solidarpakts I1 a b  2008, wird es 
niiig licli s e i n , in 0 s t d e u t sc hl a n d gleichwertige Le b en sve r h 5 1 t xii s s e 
herzustellen und eine selbst tragende wirtschaftliche Entwicklung zu 
erreichen. Eine Verringerung der Ost-West-Kluft, soweit sie iiber 
erfolgt, wird im wesentlichen Ergebnis des Iiückgangs der OS 

evülkerung, d.h. einer passiven Sanierung, sein. 

och begrenzt 

Um hieran etwas zu ändern, ist eine andere Wirtschaftsp~litik ge- 
genüber und in Ostdeutschland notwendig, in die das Setzen Wirt- 
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schaftspolitischer Prioritäten zugunsten der neuen Bundesländer eilige- 
schlossen sein muss, sowohl hinsichtlich der Entwicklung der Kaufkraft 
und Binnennachfrage als auch in Bezug auf die zielgerichtete Stärkung 
der Forschungs- und Investitioiistätigkeit der Unternehmen sowie mit 
Blick auf eine wirksame Förderung von Unternehmensgründungen. 
Eine solche Anderung der Wirtschaftspolitik hat nur Chancen, wenn 
es gelingt, in der Bevölkerung in Ost- und Westdcutschland ein tJm- 
denken zu erreichen. In den alten Buiidesläiidern steht die Aufklärung 
darüber im Vordergrund, dass Anstrengungen zur ~ J b e r ~ i n ~ ~ ~ i n ~  der 

hen Rückstände der neuen Bundesländer und  d 
ertiger Lebensverhältnisse den Interessen der 

in Ost und West entsprechen. In Ostdeutschland geht es vo 
rum, den politischen Druck auf die Regierenden in1 Rund u n d  auch in 
den iieuen Bundesländerii zu erhöhen, uiii die ostdeutschen Interessen 
wahrzunehmen und die notwendigen Wirtschafts- und s~~ ia lpo l i t i s c l i~n  

erungen durchzuführen, zugleich aber auch aktiv die Geschicke 
in die eigenen Hände zu iiehrnen. 

rbeitskreis Konjunktur Ostdeutschland (2007): Ostdeutsche Wirt- 
überwiegt strukturelle Schwächen. Wirt- 

einem Bericht der HypoVereins- 

schaft: Nachfragesch 
schaft irn Wandel, I 

erliner Zeitung vom 
baizk. 

B LI n de s m i n i s t er i um f ü r Ver k eh r, au und Stadtentwicklung (BM 
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I<öln. 

14 



KAPITEL 3 

Creditreforin (2007): Schuldneratlas Deutschland 2007. Tnsolvenzen, 
Neugründungen, Löschungen Jahr  2007. 

I (2007): Die Lage der Weltwirtschaft 
deutschen Wirtschaft im Frühjahr 2007, in: Wirtschaft im 
IWH, I .  Sonderausgabe, Walle. 

DIW (2004): Wochenbericht 5/2004. Erbschaften und Schenkungen in 
chseride fiskalische Bedeutung der Erbschaftsteuer 

für die Länder. 
chenbericlit 28/2005. Zur Entwicklung der Einkom- 

mcn privater Haushalte bis 2004. Zunehrnender Einfluss von Ar- 
beitslosigkeit auf Armut. 

IWH (2007): Wirtschaft im Wandel, Berechnungen des Stifterverbands 

Ludwig, Udo (2007): i t t e 1 und 1 a ng f r is t ig e Wachst uins p r o j e k t ione n 

Most, Edgar (2007): Im Gespräch. Mit bunten Häusern kommt der 

DIW (2005): 

eutsche Wissenschaft, 6/2007. 

für Ostdeutschland. Wirtschaft im Wandel, 6/2007, IW 

Osten niclit auf schwarze Zahlen, in: Freitag vom 7.9.2007. 
t (2007): Selbst ist das Volk. Wie der Aufschwung 
gelingen kann, Berlin. 

egutachtung der gesamtwirtschaftlicheil Ent- 
wicklung ( 2 0 0 6 ~ :  Jahresgutachten 2006/07, Deutscher Bundestag, 
Drucksache 16/3450. 

Vesper, Dieter (2006): Entschulduiigsinitiative Ost? Eine ewertung der 
~ i~ ia i i zpo~ i t ik  in Ostdeutschland. Ein Kurzgu tach ten im Auftrag der 
Otto-Brenner-Stift Ling FrankfudMain, November 2006. 

15 


	Archivübersicht
	MEMORANDUM 2008
	Inhalt
	Vorwort
	I. Kurzfassung des Memorandum
	Liste der UnterstützerInnen
	II. Langfassung des Memorandum
	1. "Robuste Konjunktur": Verdrängte Risiken
	1.1 Die aktuelle Konkunkturbewegung: Zwischen Hoffen und Bangen
	1.1.1 Am Ende des Aufschwungs
	1.1.2 Falsche Hoffungen auf den Export
	1.1.3 Die US-Immobilienkrise und die Krise der Kreditversicherer - nicht Ursache, aber Verstärker der deutschen Wachstums- und Beschäftigungsprobleme
	1.1.4 Aufschwung und Beschäftigung braucht mehr Binnennachfrage

	1.2 Deutsche Rekorde: 30 Jahre Massenarbeitslosigkeit im Land des Exportweltmeisters
	1.2.1 Zwiespältige Beurteilungen bereits zu Beginn des aktuellen Konjunkturaufschwungs
	1.2.2 Der Übergang zur Stagnation: Vom "Wirtschaftswunder" zur neoliberalen Abwärtsspirale
	1.2.3 Vernachlässigung von Langfristtrends in den Konjunktureinschätzungen
	1.2.4 Kurzsichtige Politik unter dem Einfluss neoliberaler Ideologie

	1.3 Die Chance zum Umschwung

	2. Arbeitsmarkt: Mit Arbeitszeitverkürzung gegen prekäre Beschäftigung und Armut
	2.1 Massenarbeitslosigkeit bleibt ein zentrales gesellschaftliches Problem
	2.1.1 Hartz-Reformen und Arbeitsmarkt - ungebrochene Legendenbildung
	2.1.2 Prekarisierung des Arbeitsmarktes geht weiter
	2.1.3 Chancen für einen politischen Aufbruch?

	2.2 Kinderarmut als schlimmste Form der Prekarisierung
	2.3 Arbeitszeitverkürzung lange überfällig
	2.3.1 Einzelwirtschaftliche Arbeitszeitverlängerungen sind Gift
	2.3.2 Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohnausgleich und mit Umverteilung


	3. Ostdeutschland: Grundprobleme bleiben ungelöst
	3.1 Unterschiede in der Wirtschaftsentwicklung der gesamten Bundesrepublik und der ökonomisch schwächeren ostdeutschen Region
	3.2 Gegenwärtiger Stand im Ost-West-Angleichungsprozess
	3.3 Bedingungen zur Verringerung der Ost-West-Unterschiede in der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und bei Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse
	3.4 Anforderungen an eine andere Wirtschaftspolitik für Ostdeutschland

	4. Finanzreform: Entwicklungshemmende Schuldenbremse
	4.1 Finanzpolitik in der Schuldenfalle
	4.2 Enttäuschende Vorschläge zur Föderalismusreform
	4.3 Entschuldungsfonds, Schuldenbremsen, Stabilisierungsfonds und öffentliche Investitionen
	4.4 Notwendigkeit der Staatsverschuldung gesamtwirtschaftlich erneut buchstabieren

	5. EU: Neuer Vertrag für alte Politik
	5.1 Der Vertrag von Lissabon
	5.2 Armut inmitten explodierender Gewinne
	5.3 Die Deregulierungswut geht weiter
	5.4 Vorschläge für eine andere Politik in der EU

	6. Die "weltweite Finanzkrise": Gefahr der Ansteckung
	6.1 Die aktuelle Finanzkrise und ihre Besonderheiten
	6.2 Umverteilung speist die Finanzmärkte
	6.3 Das Verhältnis zwischen den Finanzmärkten und der Gesamtwirtschaft
	6.4 Perspektiven der Gegensteuerung

	7. "Wettbewerb im Gesundheitswesen": Konkurrenz und Spaltung nehmen zu
	7.1 Gesundheit ist sozial ungleich verteilt
	7.2 Die Gesundheitsreformen verstärken die soziale Ungleichheit
	7.2.1 Zuzahlungen
	7.2.2 Leistungsvorenthaltung
	7.2.3 Gesundheitsfonds: vergebliche Flucht aus selbst gestellter Falle
	7.2.4 Das Nebeneinander von gesetzlicher und privater Krankenversicherung


	8. Bildungspolitik: Zersplittert und unterfinanziert
	8.1 Einleitung: Grundlagen einer "Guten Bildung für alle"
	8.2 Deutschland braucht eine sachgerechte Bildungsfinanzierung
	8.2.1 Bildungsausgaben von 1975 bis 2004
	8.2.2 Deutschland im internationalen Vergleich
	8.2.3 Bildungsausgaben erhöhen
	8.2.4 Die Grenzen des Wettbewerbsföderalismus - Trittbrettfahren bei der Bildungsfinanzierung

	8.3 Forderungen an die Föderalismusreform II: Finanzierungsstrukturen für eine Ausweitung der Bildungsbeteiligung

	9. Energiepolitik: Sparen und regenerative Energie erschließen

	Tabellenanhang
	Archivübersicht



